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Nidwaldner Regierung beantragt zusätzliche Stellen
Der Landrat berät die Anträge zur Personalaufstockung in verschiedenenAbteilungen der Verwaltung an seiner nächsten Sitzung.

Im Rahmen der Budgetdebatte
vomkommendenMittwoch legt
der Regierungsrat dem Landrat
eine Reihe sogenannter Leis-
tungsauftragserweiterungenvor:
Zusätzliche Stellen, die in der
kantonalenVerwaltunggeschaf-
fenwerden sollen. Fürdaskom-
mende JahrbeantragtderRegie-
rungsrat 12,6 zusätzliche Voll-
stellen–oderPersonaleinheiten,
wie sie imBerichtderRegierung
genanntwerden.Berücksichtigt
man die 280 Stellenprozente,
die in verschiedenen Bereichen
nichtmehrbenötigtwerden,be-
deutet das9,8 Stellen.Diesebe-
deuteneineZunahmevonknapp
950000 FrankenbeidenPerso-
nalkosten.

Mehr Personal soll es unter
anderem im IT-Support beim
Kantonalen Steueramt geben.
LautdemBerichtderRegierung
kommenaufdieAbteilungBusi-
ness SupportneueAufgabenzu.
Diesesollenmitderbeantragten
Stelle abgefangenundbewältigt
werden.DieStelle sei fürdenBe-
trieb der Anwendungen eTax
NidwaldenundSteuerportal zu-
ständig, führe zentrale Rech-
nungs- und Mahnläufe sicher
und unterstütze die Veranla-
gungsabteilung inderPflegeder
Stammdaten.

Beim Hochbauamt sollen
0,4 Personaleinheiten hinzu-
kommen. Aufgrund der anste-
henden und aktuell laufenden
sehr grossen Projekte insbeson-
dere im Bereich Hochbau (Er-
satzbauSüd,MasterplanKreuz-
strasse, Sporthalle)benötigedas
Hochbauamt zusätzliche Kapa-
zitäten für Projektarbeiten und
den Landerwerb, schreibt die
Regierung.Ohnediese zusätzli-
chenKapazitätenseienverschie-
deneProjekte inderUmsetzung
gefährdet respektivekönnengar
nicht erst gestartet werden. Die

Finanzkommission (Fiko) stellt
hierdenAntrag,dieseErhöhung
auf zwei Jahre zu befristen. Der
gleichenAnsicht istdieKommis-
sion fürBau,Planung,Landwirt-
schaft undUmwelt (BUL).

MehrPersonal für
ZivilstandsamtundPolizei
Aufgestockt werden soll der
Personalbestand im Zivil-
standsamt um einen Zivil-
standsbeamten oder eine Zivil-
standsbeamtin.Die zusätzliche
volle Stelle sei nötig, da sich die
Geschäftslast im Amt in den
vergangenen Jahren markant
erhöht habe.Ebensohat dieAn-

zahl der Beratungen und deren
Komplexität in den letzten Jah-
ren stetig zugenommen.

Mehr Personal soll es auch
bei der Polizei geben. Eine volle
StellebeantragtderRegierungs-
rat für dieVerkehrs- und Sicher-
heitspolizei. Mit den vorhande-
nen Ressourcen könnten die
ständig wachsenden Aufgaben
nicht mehr erfüllt werden. Ins-
besondere könne der Auftrag
nichtmehr erfüllt werden, rund
umdieUhrmit zwei Patrouillen
präsent zu sein. Umden gesetz-
lichen Auftrag, die öffentliche
Ordnung und Sicherheit jeder-
zeit aufrechtzuerhalten, sei die

Aufstockung zwingend, so der
Regierungsrat. Ebenfalls eine
volle zusätzlicheStelle soll esbei
der Kriminalpolizei geben. Die
im Jahr 2019 eingeführten Ver-
änderungen imWaffenrechthät-
tenzueinemmarkantenAnstieg
dieBelastung indiesemBereich
geführt, hält der Regierungsrat
in seinemBericht fest. Fürdiese
Aufgaben habe zusätzlich ein
Mitarbeiter aus der Kriminal-
polizei abgezogenwerdenmüs-
sen.Damit sichdieMitarbeiten-
den der Kriminalpolizei im
Dienste der Sicherheit im Kan-
ton Nidwalden ihrem Kernge-
schäftwidmenkönnten, sei eine

AusweitungdesPersonalbestan-
des unerlässlich.

EinehalbeStelle soll imAmt
für Kultur geschaffen werden.
Diese soll es ermöglichen, die
AmtsleitungunddieLeitungdes
Nidwaldner Museums zu tren-
nen.Ebenfalls imAmt fürKultur
sollen0,2Personaleinheitenbei
derDenkmalpflege in ein unbe-
fristetes Pensum umgewandelt
werden. Die Fiko spricht sich
knappgegendieseUmwandlung
aus. Erst sollen die Auswirkun-
geneinerMotionzumDenkmal-
schutzgesetz abgewartet wer-
den. Ebenfalls für eine Befris-
tungsprichtsichdieKommission

für Bildung, Kultur und Volks-
wirtschaft (BKV) aus.

Eine Vollstelle soll beimGe-
sundheitsamthinzukommen. In
denkommendenJahrenstünden
viele strategisch bedeutende
Aufgaben an. Diese Herausfor-
derungen liessen sich mit dem
aktuellenPersonalbestandnicht
mehrbewältigen,begründetdie
Regierung.

Regierungbeantragt
neueStellen restriktiv
Um 0,8 Personaleinheiten soll
die Kommunikationsstelle in
der Staatskanzlei ausgebaut
werden, die derzeit mit einer
Person besetzt ist. So könne die
fachlicheStellvertretung sicher-
gestellt werden und es sei mög-
lich, dengestiegenenErwartun-
gen der Bevölkerung an die Be-
hördenkommunikation gerecht
zuwerden.

IndiversenBereichenbean-
tragt der Regierungsrat befris-
tete Stellen. So unter anderem
1,5 Personaleinheiten für drei
Jahre im Steueramt für die Im-
mobilienbewertung, 0,4 Ein-
heiten imAmt fürGefahrenma-
nagement für dieProjektleitung
Wasserbau und insgesamt
2 Stellen bis Ende 2026 im
Grundbuchamt. Der Regie-
rungsrat hält in seinem Bericht
fest, dass er die Politik der res-
triktiven Leistungsauftragser-
weiterung konsequent weiter-
führe.Erhabealleeingereichten
Anträge auf Leistungsauftrags-
erweiterungenkritischaufderen
Notwendigkeit hin überprüft.
Dem Landrat würden deshalb
nur diejenigen Leistungsauf-
tragserweiterungen zur Verab-
schiedungvorgelegt,diederRe-
gierungsratalswichtigundwirk-
lich notwendig eingestuft habe.

Martin Uebelhart

Verschiedene Abteilungen sollen mehr Personal erhalten, wenn es nach der Nidwaldner Regierung geht. Bild: Nidwaldner Zeitung

Hausärzte möchten mehr Informationen
Eine Auslagerung der Akutbettenwürde zu einer Verschlechterung der Behandlungsqualität führen, so dieHausarztvereinigungOW-cura.

Martin Uebelhart

DerVereinderniedergelassenen
ÄrztedesSarneraatals –OW-cu-
ra – setzt sichmitNachdruck für
den Erhalt des Kantonsspitals
Obwalden (KSOW) inklusive
stationären Angebots und Not-
fallstationein.EinenUmbaudes
Spitals in ein ambulantes Ärzte-
zentrum werde die Obwaldner
Ärzteschaft nicht unterstützen.
Das schreibt der Verein in einer
Medienmitteilung und reagiert
damit auf eine Mitteilung des
Obwaldner Regierungsrats von
vergangenerWoche.

Knappvier JahrenachderEr-
teilungeinesProjektauftrags für
die Erarbeitung einer Versor-
gungsstrategie im Akutbereich
seien der Obwaldner Bevölke-
rungerstmals fünfverschiedene
Modellevorgestelltworden.Die-
se seien bereits 2020 von der
ProjektgruppeundderTaskforce
Akutversorgung erarbeitet wor-
den. OW-cura habe in Person
ihres Präsidenten Martin Sigg
Einsitz in der damaligen Task-

force gehabt. Eine ausführliche
Information der Öffentlichkeit
sei seit Abschluss des Meilen-
steins 3 Ende 2020 fällig gewe-
sen und bleibe nun viel zu vage.
OW-cura fehle in der aktuellen
Mitteilung der Regierung ein
klares Bekenntnis zum Erhalt
des Spitalstandorts Sarnen, und
dass in Sarnen auch weiterhin
stationäre Behandlungen ange-
boten werden sollten, schreibt
der Vereinweiter.

Spital zentral für
Grundversorgung
Aus Sicht der OW-cura sei ein
gesundes Kantonsspital Obwal-
den zum Erhalt einer qualitativ
hochwertigen medizinischen
Grundversorgung zentral. «Das
Kantonsspital erlaubt kurze
Wege mit entsprechendem
Komfort für Patienten und An-
gehörige», sagt Martin Sigg auf
Anfrage. Das Spital bedeute Ar-
beits- und Ausbildungsplätze
und sei so ein wichtiger Garant
für die nachhaltige Sicherstel-
lung der medizinischen Versor-

gung inderRegion. InZeitendes
schweizweiten Hausärzteman-
gels könne ein regionales Spital
auch weiterhin Hausärzte nach
Obwaldenbringen, istOW-cura
überzeugt. SohabedieMehrzahl
der Hausärzte, die sich in den
vergangenen Jahren in Obwal-
denniedergelassenhätten, auch
einmal imKantonsspitalObwal-
den gearbeitet.

Die Hausärztinnen und
Hausärztesindvonderhochwer-
tigen Arbeit des KSOW in der
Grundversorgung der Obwald-
ner Bevölkerung aufgrund ihrer
tagtäglichen Erfahrung über-
zeugt.«WirhabendenEindruck,
dass die Zusammenarbeit zwi-
schen denHausärzten und dem
Spital sehr gut funktioniert»,
sagt Martin Sigg. Die gute Zu-
sammenarbeit des KSOW mit
den umliegenden ausserkanto-
nalenSpitälernbestehenachAn-
sichtvonOW-curabereitsundes
gelte, sie weiter zu vertiefen.
EinekompletteAuslagerungder
stationären Akutbetten aus Ob-
walden in die Nachbarkantone

werdezueinerVerschlechterung
derBehandlungsqualitätderGe-
samtbevölkerung–vorallembei
der älteren – führen.

VielVertrauen ist
bereits verlorengegangen
Dem Regierungsrat lägen dank
desProjektgruppenberichtesseit
Ende 2020 detaillierte Modell-
rechnungen mit konkreten be-
triebswirtschaftlichen Zahlen
vor, hält der Verein weiter fest.
Auf Anfrage seien ihm diese
Zahlen bislang nicht zur Verfü-

gung gestellt worden. Man ver-
stehe nicht, warum die Regie-
rung diese Informationen unter
Verschluss halte. Dies biete
Raum für Spekulationen und
führe zu Verunsicherung und
VertrauensverlustdesSpitalper-
sonalsundderniedergelassenen
Ärzteschaft. Erneut seiwichtige
Zeit verstrichen und durch eine
mangelhafte Informationspoli-
tik bereits viel Vertrauen in den
Spitalstandort verloren gegan-
gen. Erste Abgänge von Kader-
ärzten mangels Zukunftspers-
pektive bestätigten dies.

Regierungkönnekeine
Detailskommunizieren
OW-cura fordertdieObwaldner
Regierungdazu auf, endlichmit
offenen Karten zu spielen. Die
Ergebnisse des Meilensteins 3
sollen transparent kommuni-
ziertwerden, soauchdieDetails
zu den untersuchten Szenarien
mitsamtdendazugehörigenMo-
dellrechnungen und betriebs-
wirtschaftlichen Zahlen. Ge-
sundheitsdirektorinMayaBüchi

zeigte sich auf Anfrage in einer
ersten Reaktion etwas über-
rascht über die Mitteilung von
OW-cura. In seinerMedienmit-
teilung habe der Regierungsrat
Ende der vergangenen Woche
dargelegt, dass es sich bei den
Verhandlungenmitpotenziellen
Partnern für die Gesundheits-
versorgungumeinen langwieri-
gen Prozess handle. Das hätten
ähnlicheProjekte inderSchweiz
gezeigt. Man sei genau in dem
Zeitplan, wie er seinerzeit dem
Kantonsrat vorgestellt worden
sei. Zum heutigen Zeitpunkt
könnten keine Details kommu-
niziertwerden,umdieVerhand-
lungen nicht zu beeinflussen.
Am Ende des Prozesses, der
jetzt laufe, stehe das Ziel der
bestmöglichenGesundheitsver-
sorgung der Obwaldner Bevöl-
kerung. «DerRegierungsrat hat
immer gesagt, dass ihmder Spi-
talstandort Sarnen wichtig ist»,
hält Maya Büchi fest. Die Frage
sei, wie dieser aussehe und was
angeboten werde. Dies wolle
man ergebnisoffen angehen.

MartinSigg
PräsidentOW-cura

«DieZusammen-
arbeit zwischenden
Hausärztenunddem
Spital funktioniert
sehrgut.»


